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Stellungnahme des Verbands Spedition und Logistik Nordrhein-Westfalen e. V. 

 
zur Anhörung des Verkehrsausschusses des Landtags Nordrhein-Westfalen 
am 3. Dezember 2025 
zum Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 18/15914 
„Milliardenschwere Finanzierungslücke im Bundeshaushalt für Straße und Schiene – 
Nordrhein-Westfalen muss dringend handeln, um eine bedarfsgerechte Infrastruktur im 
Landesgebiet zu gewährleisten“ 

 

Der Verband Spedition und Logistik Nordrhein-Westfalen e. V. (VSL NRW) ist die zentrale 
wirtschafts- und arbeitgeberpolitische Interessenvertretung der Speditions-, Transport- und 
Logistikbranche in Nordrhein-Westfalen. Er repräsentiert rund 400 Mitgliedsunternehmen, 
vom mittelständischen Familienbetrieb bis zum international tätigen Logistikdienstleister und 
steht damit für einen der größten und bedeutendsten Wirtschaftssektoren des Landes. 

Als Arbeitgeberverband vertritt der VSL NRW die Interessen seiner Mitglieder gegenüber 
Politik, Verwaltung, Gewerkschaften und Öffentlichkeit. Er ist Tarifpartner der Gewerkschaft 
ver.di und schließt für die Branche der Spedition, Logistik und des Transportgewerbes 
landesweit geltende Mantel- und Lohntarifverträge ab. Darüber hinaus berät der Verband 
seine Mitgliedsunternehmen in sämtlichen arbeits-, tarif- und sozialrechtlichen Fragen und 
vertritt sie in arbeitsgerichtlichen Verfahren. 

Neben seiner juristischen Funktion versteht sich der VSL NRW als wirtschafts- und 
verkehrspolitische Stimme der Branche. Er setzt sich für leistungsfähige Verkehrswege, 
effiziente Logistikinfrastrukturen und verlässliche politische Rahmenbedingungen ein. Dabei 
vertritt der Verband eine klare Position: Nur mit einer modernen, durchgängig 
funktionsfähigen Verkehrsinfrastruktur und rechtssicheren Rahmenbedingungen kann 
Nordrhein-Westfalen seine Rolle als führendes Logistikland Deutschlands behaupten. 

Der Verband arbeitet eng mit den Industrie- und Handelskammern, den Landesministerien, 
der Bundesvereinigung Logistik sowie dem Bundesverband Spedition und Logistik (DSLV) 
zusammen. Er engagiert sich in Themenfeldern wie Digitalisierung der Logistik, 
Fachkräftesicherung, Nachhaltigkeit, Verkehrssicherheit und Ausbildung. In zahlreichen 
Gremien und Facharbeitskreisen bringt der VSL NRW die spezifische Perspektive der Praxis ein 
und vertritt die Positionen der Logistikwirtschaft gegenüber der Landespolitik und den 
Behörden. 

Mit Sitz in Düsseldorf versteht sich der Verband als kompetenter Partner und Vermittler 
zwischen Wirtschaft und Politik, als Dienstleister für seine Mitglieder und als gestaltende Kraft 
einer zukunftsorientierten Logistik in Nordrhein-Westfalen. 

Der Verband Spedition und Logistik Nordrhein-Westfalen e. V. (VSL NRW) bedankt sich für die 
Möglichkeit, zur Anhörung des Verkehrsausschusses des Landtags Nordrhein-Westfalen am 3. 
Dezember 2025 zum Antrag der Fraktion der FDP, Drucksache 18/15914, „Milliardenschwere 
Finanzierungslücke im Bundeshaushalt für Straße und Schiene – Nordrhein-Westfalen muss 
dringend handeln, um eine bedarfsgerechte Infrastruktur im Landesgebiet zu gewährleisten“, 
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Stellung zu nehmen. Der Verband vertritt über 400 Unternehmen aus der Speditions-, 
Transport- und Logistikwirtschaft in Nordrhein-Westfalen. Diese Unternehmen sichern die 
Versorgung von Bevölkerung und Industrie, sie sind systemrelevant für Produktion, Handel 
und Export und leisten einen erheblichen Beitrag zur wirtschaftlichen Stabilität des Landes. 
Ihre Leistungsfähigkeit hängt unmittelbar von einer funktionierenden Verkehrsinfrastruktur 
ab – insbesondere vom Zustand der Straßen-, Brücken- und Schienenverbindungen in 
Nordrhein-Westfalen, das als Transit-, Industrie- und Exportland in besonderem Maße auf 
eine stabile und leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur angewiesen ist. 

Nordrhein-Westfalen ist das logistische Zentrum Deutschlands und Europas. Täglich werden 
Millionen Tonnen Güter über die Verkehrsachsen des Landes transportiert. Keine andere 
Region Deutschlands ist so eng mit dem internationalen Warenverkehr verflochten. Doch 
diese Stärke wird zunehmend durch strukturelle Schwächen in der Infrastruktur gefährdet. 
Der Verband beobachtet seit Jahren mit wachsender Sorge, dass die Leistungsfähigkeit des 
nordrhein-westfälischen Verkehrsnetzes abnimmt. Marode Brücken, kilometerlange 
Baustellen, überlastete Autobahnen und veraltete Schienenverbindungen belasten den 
Wirtschaftsverkehr erheblich. Die Sperrung einzelner Hauptachsen – etwa der Talbrücken auf 
der A 45 – hat gravierende wirtschaftliche und ökologische Folgen. Umleitungen verursachen 
längere Fahrzeiten, höhere Treibstoffkosten, zusätzliche Emissionen und enorme Zeitverluste. 
Nach Berechnungen unserer Mitgliedsunternehmen führt allein der derzeitige Zustand der 
Fernstraßen zu jährlichen Mehrkosten in Millionenhöhe. Hinzu kommen indirekte Effekte wie 
unzuverlässige Lieferketten, Vertragsstrafen wegen Lieferverzögerungen und eine sinkende 
Wettbewerbsfähigkeit des Standorts NRW. 

Die im Antrag dargestellte Finanzierungslücke im Bundeshaushalt trifft Nordrhein-Westfalen 
in besonderer Weise. Wenn 29 Neu- und Ausbauprojekte im Land – darunter zentrale Achsen 
wie A 1, A 3, A 40, A 45 und A 59 – von der Mittelkürzung betroffen sind, steht dies im 
Widerspruch zu den wirtschaftlichen und politischen Zielsetzungen, die Mobilität, 
Versorgungssicherheit und Klimaschutz gleichermaßen sichern sollen. Die Defizite im 
Bundeshaushalt dürfen nicht dazu führen, dass Nordrhein-Westfalen als verkehrsreichstes 
und wirtschaftsstärkstes Bundesland dauerhaft in der Infrastrukturpolitik benachteiligt wird. 
Bereits heute zeigt sich, dass das Land aufgrund seiner hohen Verkehrsbelastung weit stärker 
unter den Folgen des Investitionsstaus leidet als andere Regionen. Ein Aussetzen oder 
Verschieben von Projekten würde die Situation weiter verschärfen und den Standort erheblich 
schwächen. 

Der Verband teilt die Einschätzung des Antrags, dass eine Abkehr vom Prinzip der jährlichen 
Haushaltsmittelbewilligung dringend erforderlich ist. Eine moderne und nachhaltige 
Infrastrukturpolitik erfordert Planungssicherheit über mehrere Jahre hinweg. Nur eine 
überjährige Mittelbindung ermöglicht es, komplexe Großprojekte wirtschaftlich und effizient 
umzusetzen. Das Prinzip der Jährlichkeit führt dagegen regelmäßig dazu, dass bewilligte Mittel 
nicht rechtzeitig abgerufen werden, Planungen unterbrochen und Baufortschritte verzögert 
werden. Die Einführung eines sogenannten Planungsvorrats, also einer mehrjährigen 
Finanzierungsreserve für Infrastrukturprojekte, ist daher zwingend notwendig, um 
Kontinuität, Verlässlichkeit und Kosteneffizienz zu gewährleisten. 

Darüber hinaus unterstützt der VSL NRW ausdrücklich die Forderung, dass sich das Land 
Nordrhein-Westfalen in besonderem Maße an der Sicherung seiner zentralen Verkehrsachsen 
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beteiligen sollte. Die Mitfinanzierung besonders wichtiger Vorhaben aus Landesmitteln – etwa 
im Bereich der Autobahnen A 1, A 3, A 40, A 45 und A 59 – kann dazu beitragen, Engpässe zu 
beseitigen und die Handlungsfähigkeit zu erhöhen. Angesichts der enormen wirtschaftlichen 
Bedeutung dieser Korridore erscheint eine ergänzende Beteiligung des Landes gerechtfertigt, 
sofern dadurch Planungsstillstände vermieden und volkswirtschaftlich bedeutsame Projekte 
gesichert werden können. 

Ebenfalls positiv bewertet der Verband die im Antrag angesprochene Möglichkeit, privates 
Kapital über Infrastrukturfonds in die Finanzierung öffentlicher Projekte einzubinden. Ein 
solches Modell könnte helfen, Finanzierungslücken zu schließen und Projekte zu 
beschleunigen. Allerdings muss eine klare gesetzliche und haushaltsrechtliche Grundlage 
geschaffen werden, die Transparenz, Kontrolle und die Wahrung öffentlicher Interessen 
sicherstellt. Private Beteiligung darf nicht zu einer Privatisierung der Daseinsvorsorge führen, 
sondern muss die staatliche Handlungsfähigkeit ergänzen, nicht ersetzen. Der VSL NRW hält 
es für sinnvoll, dass die Landesregierung diese Modelle prüft und geeignete 
Rahmenbedingungen für eine verantwortungsvolle Beteiligung privater Investoren schafft. 

Neben der finanziellen Dimension muss auch die organisatorische und rechtliche Seite der 
Infrastrukturpolitik verbessert werden. Die derzeitigen Planungs- und 
Genehmigungsverfahren dauern zu lange und sind durch Doppelzuständigkeiten, aufwendige 
Umweltprüfungen und fehlende digitale Prozesse geprägt. Die Verfahren müssen 
standardisiert, beschleunigt und digitalisiert werden, damit Projekte schneller umgesetzt 
werden können. Nur wenn Planung, Genehmigung und Bau aufeinander abgestimmt sind, 
kann eine echte Modernisierung der Verkehrsinfrastruktur gelingen. 

Der Verband weist zudem darauf hin, dass die Folgen der aktuellen Situation weit über die 
Branche hinausreichen. Wenn der Wirtschaftsverkehr nicht mehr zuverlässig funktioniert, hat 
dies direkte Auswirkungen auf Industrie, Handel und Verbraucher. Lieferengpässe, steigende 
Preise und Produktionsunterbrechungen sind die logische Konsequenz einer unzureichenden 
Verkehrsinfrastruktur. Gleichzeitig gefährdet die bestehende Situation die politisch gewollte 
Verkehrs- und Energiewende: Wer den Güterverkehr stärker auf die Schiene verlagern will, 
muss zunächst die Voraussetzungen dafür schaffen. Das bestehende Schienennetz in NRW ist 
aber vielerorts überlastet und technisch veraltet. Ohne ausreichende Investitionen in 
Kapazität, Digitalisierung und Terminalanbindung kann eine echte Verkehrsverlagerung nicht 
stattfinden. 

Aus Sicht des VSL NRW muss die Landesregierung daher alles daransetzen, die im Antrag 
genannten Maßnahmen umzusetzen und in Berlin mit Nachdruck auf eine dauerhafte, 
überjährige und bedarfsgerechte Infrastrukturfinanzierung hinzuwirken. Nordrhein-
Westfalen darf nicht weiter die strukturellen Schwächen der Bundesverkehrspolitik 
ausgleichen müssen. Der Wirtschafts- und Logistikstandort ist auf ein leistungsfähiges 
Verkehrsnetz angewiesen – nicht irgendwann, sondern jetzt. Jede ausgefallene Brücke, jedes 
verschobene Bauprojekt, jede Verzögerung kostet Zeit, Geld, CO₂ und Vertrauen. Eine 
zukunftsfähige Infrastrukturpolitik ist die Grundvoraussetzung für wirtschaftliches Wachstum, 
Wettbewerbsfähigkeit und Klimaschutz. 

Der Verband Spedition und Logistik Nordrhein-Westfalen e. V. appelliert an den Landtag und 
die Landesregierung, die Anliegen des Antrags mit allem Nachdruck zu unterstützen, eigene 
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Handlungsspielräume zu nutzen und sowohl auf Bundes- als auch auf Landesebene die 
strukturellen Voraussetzungen für eine langfristige, verlässliche und effiziente Finanzierung 
und Umsetzung von Infrastrukturprojekten zu schaffen. Nur wenn die politischen 
Institutionen verlässlich handeln, können Unternehmen langfristig planen, investieren und 
Arbeitsplätze sichern. Eine leistungsfähige Verkehrsinfrastruktur ist nicht nur Voraussetzung 
für Mobilität, sondern Fundament für Wohlstand und soziale Stabilität in Nordrhein-
Westfalen. 

Der VSL NRW fordert die Landesregierung daher auf, gegenüber der Bundesregierung mit 
Nachdruck zu verdeutlichen, dass die Finanzierung der in Nordrhein-Westfalen geplanten Aus- 
und Neubauvorhaben auf Straße und Schiene verkehrs-, wirtschafts- und sicherheitspolitisch 
von höchstem Landesinteresse ist und eine verlässliche, mehrjährige Finanzierungsgrundlage 
erfordert. 

Zugleich muss sich das Land auf Bundes- wie auf Landesebene für eine Abkehr vom Prinzip der 
Jährlichkeit der Haushaltsmittel einsetzen, damit dringend notwendige 
Infrastrukturmaßnahmen überjährig geplant und finanziert werden können. Eine moderne 
Verkehrspolitik braucht langfristige Planungssicherheit, keine jährlich neu auszuhandelnden 
Einzelhaushalte. Ergänzend ist die Einrichtung eines Planungsvorrats für Infrastrukturprojekte 
notwendig, um Mittel flexibel und vorausschauend bereitzuhalten, sodass Projekte nicht 
aufgrund haushaltstechnischer Fristen scheitern. 

Darüber hinaus spricht sich der VSL NRW für die Schaffung rechtlicher Rahmenbedingungen 
aus, die die Einbindung privaten und institutionellen Kapitals über geeignete 
Fondskonstruktionen ermöglichen. Eine solche Beteiligung kann helfen, die erheblichen 
Finanzierungslücken kurzfristig zu schließen und zugleich Effizienzsteigerungen bei Planung 
und Umsetzung zu erzielen. Entscheidend ist, dass derartige Modelle die öffentliche 
Verantwortung wahren und die Mittel zielgerichtet in den Erhalt, Ausbau und Neubau 
verkehrswichtiger Korridore in Nordrhein-Westfalen fließen. 

Der Verband fordert schließlich, dass die Landesregierung gegenüber dem Bund eine 
Priorisierung der Investitionen nach volkswirtschaftlicher Relevanz einfordert. Als Transitland 
und logistisches Herz Deutschlands hat Nordrhein-Westfalen ein berechtigtes Interesse daran, 
dass die vorhandenen Mittel dort eingesetzt werden, wo sie den größten volkswirtschaftlichen 
Nutzen entfalten – insbesondere entlang der Hauptachsen des Güterverkehrs. 

Der VSL NRW erkennt zugleich an, dass das Ministerium für Umwelt, Naturschutz und Verkehr 
des Landes Nordrhein-Westfalen und insbesondere Minister Oliver Krischer die 
herausfordernde Lage der Verkehrsinfrastruktur mit großem Engagement und 
Verantwortungsbewusstsein angeht. Angesichts der enormen bundespolitischen und 
haushaltsrechtlichen Zwänge ist es offenkundig, dass viele Probleme nicht im Land, sondern 
im Bund begründet sind. Der Verband würdigt daher ausdrücklich, dass das 
Verkehrsministerium auf Landesebene alles in seiner Macht Stehende unternimmt, um die 
Planungskapazitäten zu stärken, Verfahren zu beschleunigen und Prioritäten sachgerecht zu 
setzen. Diese konstruktive Haltung ist ein wichtiger Beitrag, um die Handlungsfähigkeit des 
Landes trotz schwieriger Rahmenbedingungen zu erhalten. 

Insgesamt sieht der VSL NRW die Landesregierung in der Verantwortung, die im Antrag 
benannten Ziele konsequent zu verfolgen und gemeinsam mit der Wirtschaft Lösungen zu 
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entwickeln, die die Wettbewerbsfähigkeit und Zukunftsfähigkeit des Logistikstandorts 
Nordrhein-Westfalen sichern. Nur durch verlässliche Finanzierung, beschleunigte Planung und 
nachhaltige Investitionen kann gewährleistet werden, dass das Rückgrat der Wirtschaft – die 
Logistik – auch künftig reibungslos funktioniert und ihren Beitrag zu Wohlstand, 
Versorgungssicherheit und Klimaschutz leisten kann. 

 

Düsseldorf, den 11.11.2025 
Verband Spedition und Logistik Nordrhein-Westfalen e. V. 

 
 

 


